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1 6 7 . Kundmachung: Beitritt Zyperns zum Übereinkommen über die Anerkennung und Vollstrek-
kung ausländischer Schiedssprüche

1 6 8 . Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Abkommens über die Regelung des Personen-
verkehrs zwischen den Mitgliedstaaten des Europarates

1 6 9 . Kundmachung: Zurücknahme des von den Niederlanden erklärten Vorbehaltes zum Überein-
kommen über die Anerkennung und Vollstreckung von Entscheidungen auf
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber Kindern

1 7 0 . Vereinbarung zwischen dem Industrieminister des Königreiches Schweden und dem Bundes-
minister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010 des ADR betref-
fend die Zulassung von Dicetylperoxydicarbonat in wäßriger Dispersion mit
20% Dicetylperoxydicarbonat zur Beförderung auf der Straße in festverbunde-
nen Tanks oder Aufsetztanks

1 7 1 . Vereinbarung zwischen dem Verkehrsminister des Königreiches Belgien und dem Bundesmini-
ster für Verkehr der Republik Österreich gemäß Rn. 2010 des ADR betreffend
die Beförderung von Natriumhydroxyd der Klasse 8, Rn. 2801, Ziffer 31 a, in
freitragenden Säcken aus Polypropylengewebe mit einem dicht verschlossenen
Innensack aus Polyäthylen

1 7 3 . Beschluß Nr. 12/1980 des Rates der Europäischen Freihandelsassoziation
1 7 3 . Beschluß Nr. 5/1980 des Gemeinsamen Rates der Europäischen Freihandelsassoziation und

der Republik Finnland

1 6 7 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 10. März 1981 betreffend den Bei-
tritt Zyperns zum Übereinkommen vom
10. Juni 1958 über die Anerkennung und

Vollstreckung ausländischer Schiedssprüche

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat Zypern am 29. Dezember
1980 seine Beitrittsurkunde zum Übereinkom-
men über die Anerkennung und Vollstreckung
ausländischer Schiedssprüche (BGBl. Nr. 200/
1961, letzte Kundmachung des Geltungsbereiches
BGBl. Nr. 38/1981) hinterlegt. Das Überein-
kommen tritt gemäß seinem Art. XII Abs. 2 am
29. März 1981 für Zypern in Kraft.

Anläßlich der Hinterlegung seiner Beitritts-
urkunde hat Zypern nachstehende Erklärung
abgegeben:

„Die Republik Zypern wird das Übereinkom-
men auf der Grundlage der Gegenseitigkeit nur
auf die Anerkennung und Vollstreckung von
Schiedssprüchen anwenden, die in dem Hoheits-
gebiet eines anderen Vertragsstaates ergangen

sind; des weiteren wird säe das Übereinkommen
nur auf Streitigkeiten aus solchen Rechtsver-
hältnissen, ob vertraglich oder nicht, die nach
ihren nationalen Gesetzen als Handelssachen ange-
sehen werden, anwenden."

Kreisky

1 6 8 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 25. März 1981 betreffend den Gel-
tungsbereich des Europäischen Abkommens
über die Regelung des Personenverkehrs zwi-
schen den Mitgliedstaaten des Europarates

vom 13. Dezember 1957

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates ist dem Anhang zum Europäischem
Abkommen über die Regelung des Personenver-
kehrs zwischen den Mitgliedstaaten des Europa-
rates (BGBl. Nr. 175/1958, letzte Kundmachung
betreffend den Geltungsbereich BGBl. Nr. 51/
1977) die Liste der Türkei angefügt worden:

8 108
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(Übersetzung)

TÜRKEI

Gültiger Reisepaß,

Reiseausweis (nur für eine Reise
zwecks Rückkehr in die Türkei).

Eine gegen diese Liste erhobene Einwendung
wurde zurückgenommen. Die Liste ist daher ge-
mäß Artikel 11 des Abkommens am 19. Jänner
1981 in Kraft getreten.

Ferner hat die Türkei ihre anläßlich der Unter-
zeichnung des Abkommens gemäß dessen Arti-
kel 7 abgegebene Eltklärung *) mit Wirkung vom
28. August 1980 zurückgenommen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 123/1962 unter Z 2

Kreisky

1 6 9 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 25. Märt 1981 betreffend die Zu-
rücknahme des von den Niederlanden er-
klärten Vorbehaltes zum Übereinkommen
vom 15. April 1958 über die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen auf
dem Gebiet der Unterhaltspflicht gegenüber

Kindern

Nach Mitteilung der Regierung der Nieder-
lande haben diese am 12. Dezember 1980 ihren

anläßlich der Ratifikation des Übereinkommens
über die Anerkennung und Vollstreckung von
Entscheidungen auf dem Gebiet der Unterhalts-
pflicht gegenüber Kindern (BGBl. Nr. 294/1961,
letzte Kundmachung betreffend den Geltungsbe-
reich BGBl. Nr. 311/1980) erklärten Vorbehalt*)
zurückgenommen.

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 105/1964

Kreisky

170.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Industrieminister des König-
reiches Schweden und dem Bundesminister1

für Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 2010 des ADR betreffend die Zulassung
von Dicetylperoxydicarbonat in wäßriger
Dispersion mit 20% Dicetylperoxydicarbonat
zur Beförderung auf der Straße in festver-

bundenen Tanks oder Aufsetztanks

Abweichend von den Vorschriften der Rn. 2550
und 52 171 des ADR kann Dicetyilperoxydicarbo-
nat in wäßriger Dispersion mit 20% Dicetyl-
peroxydicaribonat, das den Stoffen der Klasse 5.2,
Gruppe E, gleichgestellt ist, unter folgenden Be-
dingungen im internationalen Verkehr befördert
werden:

1. Der Stoff ist in festverbundenen Tanks oder
Aufsetztanks zu befördern, deren Fassungs-
raum 20 m3 nicht übersteigt.

2. In einer Beförderungseinheit dürfen nicht
mehr als 20000 kg befördert werden.

3. Der Stoff ist so zu befördern, daß die Um-
gebungstemperatur + 25° C nicht über-
schreiten kann.
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4. Die Tanks müssen an ihren Seitenwänden
und hinten mit Zettel entsprechend Muster
Nr. 3 versehen sein. Die Warntafeln müssen
mit der Nummer zur Kennzeichnung der
Gefahr 52 (oben) und der Nummer zur
Kennzeichnung des Stoffes 2895 (unten) ver-
sehen 9ein.

5. Die Bezeichnung im Beförderungspapier ist;
durch den Vermerk „Vereinbart nach Rn. 2010
des ADR" zu ergänzen.

6. Die übrigen Vorschriften des ADR sind
sinngemäß anzuwenden.

7. Sind die übrigen Bedingungen dieser Ver-
einbarung erfüllt, kann die geforderte
Überwachung während des Parkens unter-
bleiben.

Diese Vereinbarung gilt für Beförderungen
zwischen Schweden und Österreich.

Stockholm, am 25. 11. 1980

Die für das ADR zuständige Behörde Schwedens:

Arne Ehrnström

Wien, 1981 02 09

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Kreisky

171.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Verkehrsminister des König-
reiches Belgien und dem Bundesminister für
Verkehr der Republik Österreich gemäß
Rn. 2010 des ADR betreffend die Beför-
derung von Natriumhydroxyd der Klasse 8,
Rn. 2801, Ziffer 31 a, in freitragenden Säcken
aus Polypropylengewebe mit einem dicht ver-

schlossenen Innensack aus Polyäthylen

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 28.14 der Anlage A des ADR kann
Natriumhydroxyd (Ätznatron) in granulierter
Form (Klasse 8, .Rn. 2801, Ziffer 31 a) in Men-
gen bis zu 55 kg in freitragenden Säcken aus
Polypropylengewebe mit einem dicht verschlos-
senen Innensack aus Polyäthylen unter den fol-
genden Bedingungen befördert werden:

1. Verpackung

1.1. Der Stoff wird in Mengen bis zu 50 kg in
freitragenden Säcken aus schlauchförmigem
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Polypropylengewebe mit einem dicht ver-
schlossenen Innensack aus Polyäthylen ver-
packt.

1.2. Die Verpackung muß, entsprechend den
nachstehend unter 2 genannten Bedingun-
gen, mit Erfolg einer Bauartprüfung durch
eine in einem Mitgliedstaat des ADR an-
erkannte Prüfstelle unterzogen werden.

2. Vorschriften für die Bauartprüfung

2.1. Je Bauart werden drei Säcke, jeder beinhal-
tend 50 kg Ätznatron in granulierter Form,
bei Raumtemperatur zu den folgenden Be-
dingungen einer Fallprüfung unterzogen:

— Anzahl der Säcke: 3 (3 Fallversuche je
Sack)

— Fallhöhe: 1,20 m
— Aufprallstelle: es müssen 3 Fallversuche

(mit dem gleichen Sack) durchgeführt
werden
a) erster Fallversuch: flach auf eine

Breitseite des Sackes;
b) zweiter Fallversuch: flach auf eine

Schmalseite des Sackes;
c) dritter Fallversuch: flach auf den

Sackboden.

— Kriterien für ein befriedigendes Prüfer-
gebnis: es darf weder zu größeren Rissen
in den Säcken noch zu einem Auslaufen
ihres Inhaltes kommen.

2.2. Prüfbericht

Über die Prüfung ist ein Prüfbericht zu fer-
tigen, der folgende Angaben enthalten muß:
— Hersteller des Sacks;
— Beschreibung des Sacks (zB Maße, Farbe,

Zugfestigkeit des Polypropylenfadens,
Festigkeit des Polyäthylens bei beginnen-
den Einrissen sowie Zugfestigkeit usw.);

— Prüfergebnisse;
— Kennzeichnung;
— zu befördernder Stoff;
— bei der Serienfertigung zu beachtende

Mindestwandstärke.

2.3. Kennzeichnung

Die gemäß der geprüften Bauart hergestell-
ten Säcke sind mit

— dem Namen oder dem Kurzzeichen des
Herstellers,

— dem Kurzzeichen des Staates, in dem die
Prüfung erfolgte,
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— dem Kurzzeichen der Prüfstelle, die die
Prüfung vorgenommen hat,

— der Registriernummer sowie mit dem
Monat und dem Jahr der Herstellung

gut leserlich und dauerhaft zu kennzeichnen.

(2) Der Absender hat in das Beförderungs-
papier den Vermerk „Nach Rn. 2010 des ADR
vereinbarte Beförderung" aufzunehmen.

(3) Diese Vereinbarung gilt bis zu ihrem
Widerruf durch eine der beiden Vertragsparteien
für den Verkehr zwischen Belgien und Österreich.

Brüssel, den 22. 9. 1980

Die für das ADR zuständige belgische Behörde:

F. de Wolf m. p.

Directeur général

Wien, 1981 02 04

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Kreisky

172.
(Übersetzung)

EUROPÄISCHE FREIHANDELS-
ASSOZIATION

EFTA/DC 12/80

BESCHLUSS DES RATES NR. 12/1980

(In der 22. gemeinsamen Sitzung am 18. De-
zember 1980 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS B DES
ÜBEREINKOMMENS

DER RAT hat,

gestützt auf Artikel 4 Absatz 5 des Überein-
kommens,

BESCHLOSSEN:

1. In Artikel 24 Absatz 2 wird nach dem Ge-
dankenstrich. „— Irland" ein neuer Gedanken-
strich „— Griechenland" eingefügt.

2. In Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b Num-
mer 1 und Buchstabe c wird der Satzteil „in
ihrer ursprünglichen Zusammensetzung oder aus
Irland" durch „in ihrer ursprünglichen Zusam-
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mensetzung aus Irland oder aus Griechenland"
ersetzt.

3. In Artikel 23 Absatz 1 wird folgender Unter-
absatz angefügt:

„Irgendeine Zöllrückvergütung oder Nicht-
erhebung von Zöllen darf jedoch abweichend
von den vorstehenden Bestimmungen über
Ursprungserzeugnisse für unter die Abkom-
men zwischen einem Mitgliedstaat auf der
einen Seite und der EGKS beziehungsweise
der EGKS und ihren Mitgliedstaaten auf der
anderen Seite fallende Ursprungserzeugnisse
aus Griechenland nicht gewährt werden, wenn
diese in einem Mitgliedstaat oder in der Ge-
meinschaft, in ihrer Zusammensetzung vor
dem Beitritt Griechenlands, zur Herstellung
von Wein, für die in einem Mitgliedstaat oder
in der Gemeinschaft, in ihrer Zusammenset-
zung vor dem Beitritt Griechenlands, eine
Bescheinigung EUR. 1 ausgestellt oder ein
Formblatt EUR. 2 ausgefüllt wird, verwendet
werden, oder wenn sie selbst in unverändertem
Zustand mit einer Bescheinigung EUR. 1 oder
einem Formblatt EUR. 2, die in einem Mit-
gliedstaat oder in der Gemeinschaft, in ihrer
Zusammensetzung vor dem Beitritt Griechen-
lands, ausgestellt oder ausgefüllt worden sind,
aus diesen Gebieten wieder ausgeführt wer-
den."
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4. In Artikel 25 wird folgender Absatz ange-
fügt:

„5. Wird gemäß Artikel 3 des Zusatzproto-
kolls zu den Abkommen zwischen einem Mit-
gliedstaat auf der einen Seite und der EGKS
beziehungsweise der EGKS und ihren Mit-
gliedstaaten auf der anderen Seite eine unter-
schiedliche Zollbehandlung für Einfuhren aus
Griechenland oder der Gemeinschaft, in ihrer
Zusammensetzung vor dem Beitritt Griechen-
lands, nach einem Mitgliedstaat gewährt, so
wird die für Griechenland geltende Sonder-
behandlung auf alle Ursprungserzeuignisse der
Gemeinschaft angewandt, für die in Griechen-
land eine Warenverkehrsbescheinigung EUR. 1
ausgestellt oder ein Formblatt EUR. 2 aus-
gefüllt worden ist."

5. In der Anmerkung 8 der Beilage 1 zum An-
hang B wird nach dem ersten Unterabsatz fol-
gender neuer Text hinzugefügt:

„Zur Durchführung von Artikel 23 Ab-
satz 1 ist unter dem im zweiten Unterabsatz
verwendeten Ausdruck irgendeine Nichterhe-
bung von Zöllen im Falle von in unverän-
dertem Zustand wiederausgeführten Waren
auch die Anwendung der Regelungen für Frei-
häfen oder Zollager oder für die Durchfuhr
durch einen Mitgliedstaat oder die Gemein-
schaft nach einem anderen Bestimmungsland
sowie aller anderen Zollverfahren zu verste-
hen, bei denen die Zölle nur erhoben werden,
wenn die Waren in den freien Verkehr über-
geführt worden sind."
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6. Die in diesem Beschluß vorgesehenen Ände-
rungen sind ab 1. Jänner 1981 anzuwenden.
Die in Abs. 3, 4 und 5 vorgesehenen Ände-
rungen sind bis 31. Dezember 1985 in Kraft.

7. Der Generalsekretär wird den Text dieses
Beschlusses bei der Regierung Schwedens hinter-
legen.

Kreisky

173.
(Übersetzung)

FINNLAND-EFTA
ASSOZIATION

FINEFTA/DJC 5/80

BESCHLUSS DES GEMEINSAMEN RATES
NR. 5/1980

(In der 22. gemeinsamen Sitzung am 18. De-
zember 1980 gefaßt)

ABÄNDERUNG DES ANHANGS B DES
ÜBEREINKOMMENS

DER GEMEINSAME RAT hat,

'gestützt auf Artikel 6 Absatz 6 des Assozie-
rungs-Übereinkommens

BESCHLOSSEN:

Der Ratsbeschluß Nr. 12/1980 *) ist auch für
Finnland bindend und auf die Beziehungen zwi-
schen Finnland und den anderen Parteien des
Assoziierungs-Übereinkommens anzuwenden.

*) Der Beschluß des Rates der Europäischen Frei-
handelsassoziation Nr. 12/1980 ist unter BGBl.
Nr. 172/1981 verlautbart

Kreisky


